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Aus der Gutachtenpraxis 
des DNotI

BGB §§ 741 ff ., 744, 745, 1010, 1066 
Miteigentümervereinbarung zwischen Mit-
eigentümern und Nießbraucher am Miteigen-
tumsanteil; Drittberechtigung; Abgrenzung 
zur Vereinbarung des sog. Bruchteilsnieß-
brauchers mit dem Alleineigentümer

I. Sachverhalt
V ist Eigentümer eines Einfamilienhauses, das seine 
Ehefrau E und er zu Wohnzwecken nutzen. Mit nota-
riellem Kaufvertrag hat V unter Mitwirkung von E einen 
Miteigentumsanteil von 1/2 an der Immobilie an K ver-
äußert. K ist ein kommerziell tätiger Anbieter sog. „Teil-
kaufverträge“ (vgl. im Einzelnen zum Geschäftsmodell 
Holthausen-Dux/Forschner, DNotZ 2021, 821 ff .). Im 
Kaufvertrag haben die Parteien zudem folgende Verein-
barungen getroff en: Im Rahmen des Kaufvertrags wur-
de ein Nießbrauch für V und E als Gesamtberechtigte 

bestellt. Zudem soll zwischen V, E und K eine „Mit-
eigentümervereinbarung“ gem. §  1010  BGB getroff en 
werden, wonach u. a. V und E zur alleinigen Nutzung 
des Grundbesitzes berechtigt sind und die Aufhebung 
der Gemeinschaft ausgeschlossen ist, es sei denn es 
liegt ein wichtiger Grund vor. Das Grundbuchamt ist 
der Auff assung, dass eine Nutzungsregelung zugunsten 
eines Dritten (hier E) nicht im Grundbuch eingetragen 
werden könne. 

II. Frage
Können in der im Grundbuch einzutragenden Mit-
eigentümervereinbarung (§ 1010 BGB) auch Rechte zu-
gunsten von E begründet werden?

III. Zur Rechtslage
1. Dritte als dinglich Berecht igte einer Miteigentü-
mervereinbarung nach § 1010 Abs. 1 BGB
a) Dinglich Berechtigter einer Miteigentümerverein-
barung nach § 1010 Abs. 1 BGB kann zunächst jeder 
Miteigentümer sein, zu dessen Gunsten die Verein-
barung getroff en ist, d. h. der Miteigentümer, für den 
der Ausschluss des Aufhebungsrechts, die Verwal-
tungsvereinbarung oder die Benutzungsregelung wir-
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ken soll (BayObLG MittBayNot 1981, 183; Schöner/
Stöber, Grundbuchrecht, 16.  Aufl . 2020, Rn.  1463). 
Die Vereinba rung kann auch zugunsten nur eines von 
mehreren Miteigentümern, aber auch zugunsten aller 
anderen Miteigentümer getroff en und eingetragen wer-
den, und zwar sowohl für die derzeitigen Miteigentü-
mer als auch für die jeweiligen übrigen Miteigen tümer 
(BayObLG MittBayNot  1981, 183; BayObLG 
DNotZ  1976, 744; OLG Hamm DNotZ  1973, 546; 
Schöner/Stöber, Rn. 1463). 

b) Ob ein außenstehender Dritter dinglich Be-
rechtigter einer Miteigentümervereinba rung nach 
§  1010 Abs.  1  BGB sein kann, ist in Rechtsprechung 
und Schrifttum umstrit ten (dafür die wohl h.  M.: 
OLG  Hamm DNotZ  1973, 546 für eine Benut-
zungsregelung; Döbler, MittRhNotK  1983, 181, 189; 
MünchKommBGB/Schmidt, 8.  Aufl . 2020, §  1010 
Rn.  10; Tschon, RNotZ  2006, 206, 210; BeckOGK-
BGB/P.  Müller, Std.:  1.11.2021, §  1010 Rn.  25.2 al-
lerdings mit dem Hinweis, dass der Dritte nicht als 
Ver tragsschließender an der schuldrechtlichen Verein-
barung beteiligt sein könne, sondern i. S. v. § 328 BGB 
berechtigt sei [Drit ter in diesem Sinne ist allerdings 
nicht der Nieß brauchsberechtigte an einem Miteigen-
tumsbruchteil, vgl. dazu sogleich 2.]; Staudinger/Th ole, 
BGB, 2019, § 1010, Rn. 35; dagegen: Schöner/Stöber, 
Rn.  1464; Grüneberg/Herrler, BGB, 81.  Aufl . 2022, 
§  1010 Rn.  3; Pöschl, BWNotZ  1974, 79, 81; Fleitz, 
BWNotZ  1979, 36, 40; Ertl, Rpfl eger  1979, 81; of-
fen gelassen von BayObLG MittBayNot  1981, 183; 
BayObLG DNotZ 1976, 744, 746). 

c) Gegen die zutreff ende h. M. wird eingewandt, dass 
die dingliche Berechtigung außen stehender Dritter 
mit dem numerus clausus und Typenzwang dinglicher 
Rechtspositionen nicht zu vereinbaren sei. § 1010 BGB 
könne seinem Sinn nach nur interne Rege lungen der 
Miteigentümer betreff en. Hiergegen führt P. Müller 
u.  E. nach zutreff end aus, dass das alleinige Abstel-
len auf den numerus clausus der Sachenrechte und 
den Typenzwang dinglicher Rechte zirkelschlüssig er-
scheint (BeckOGK-BGB/P.  Müller, §  1010 Rn.  25.3). 
Denn in einem ersten Schritt gilt es gerade erst fest-
zulegen, welchen Inhalt das auf der Grundlage des 
§  1010  BGB im Grundbuch gesicherte Recht ei gener 
Art überhaupt haben kann. Gleiches lässt sich dem 
Argument entgegenhalten, § 1010 BGB könne seinem 
Zweck nach allein interne Regelungen der Miteigen-
tümer betreff en (zutreff end BeckOGK-BGB/P. Müller, 
§ 1010 Rn. 25.3).

Die Frage kann hier aber letztlich off en bleiben, weil der 
Nießbrauchsberechtigte an einem Miteigentumsanteil 

schon nicht Dritter, sondern vielmehr Teil der ding-
lichen Rechsgemeinschaft am Grundstück ist.

2. Nießbrauchsberechtigter am Miteigentumsan-
teil als Beteiligter und/oder dinglich Be rechtigter 
einer Mit“eigentümer“vereinbarung nach §  1010 
Abs. 1 BGB
§ 1010 Abs. 1 BGB ist auf eine Vereinbarung zwischen 
Miteigentümer(n) und einem Nieß brauchsberechtigten 
an einem Miteigentumsanteil (jedenfalls sinngemäß) 
anwendbar. Dies wird allerdings – soweit ersichtlich – 
in Rechtsprechung und Literatur nicht ausdrücklich 
thematisiert, sondern vielmehr stillschweigend unter-
stellt (so inzident wohl auch OLG Köln RNotZ 2016, 
668, 670). Problematisiert wird lediglich die davon zu 
unterscheidende, streitige – hier aber nicht vorliegen-
de – Konstellation des Bruchteilsnießbrauchs an einem 
ideellen Anteil des weiter im ungeteilten Eigentum ste-
henden Grundstücks des Alleineigentümers (dazu aus-
führlich DNotI-Report  2001, 98; die Anwendbarkeit 
des § 1010 Abs. 1 BGB insoweit zu Recht bejahend etwa 
Grüneberg/Herrler, BGB, §  1066 Rn.  4; Staudinger/
Heinze, BGB, 2017, § 1066, Rn. 15 m. w. N.; dagegen 
wohl etwa OLG Köln RNotZ 2016, 668, 670). 

In der vorliegenden Konstellation ergibt sich die An-
wendbarkeit des §  1010 Abs.  1  BGB letztlich un-
mittelbar aus der gesetzlichen Regelung des §  1066 
Abs.  1  BGB. Eine etwaige – soweit ersichtlich aber 
nicht vertretene – Gegenauff assung würde letztlich 
jedenfalls auf einem Fehlverständnis des systematischen 
Zusammenhangs des Rechts der Gemeinschaft gem. 
§§ 741 ff . BGB und der – insoweit bloß ergänzenden – 
Sonderregel für das Miteigen tum nach Bruchteilen an 
einem Grundstück gem. § 1010 Abs. 1 BGB beruhen. 

a) Unstreitig führt der Nießbrauch am Anteil eines Mit-
eigentümers nach dem Wortlaut des § 1066 Abs. 1 BGB 
dazu, dass der Nießbraucher die Rechte ausübt, die sich 
aus der Gemeinschaft der Miteigentümer in Ansehung 
der Verwaltung der Sache und der Art ihrer Benutzung 
ergeben. 

Hieraus zieht die wohl einhellige Ansicht den zu-
treff enden Schluss, dass damit jeden falls die Aus-
übung der (Stimm-)Rechte hinsichtlich der §§  743 
bis  745  BGB gemeint ist, die zumindest sinngemäß 
gelten; diese Vorschriften regeln die gemeinschaftliche 
Verwaltung (§  744  BGB) bzw. die Regelung der Ver-
waltung und Benutzung durch (nötigenfalls: Mehr-
heits-)Beschluss, § 745 BGB (statt aller KG NJW 1964, 
1808, 1809, MünchKommBGB/Pohlmann, 8.  Aufl . 
2020, §  1066 Rn.  23; Grüneberg/Herrler, BGB, 
§ 1066 Rn. 2; dogmatisch lediglich leicht abweichend 
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MünchKommBGB/K.  Schmidt, §  741 Rn.  75 ). Der 
BGH (MittBayNot  2002, 184, 186) führt insoweit 
wörtlich aus:

„Im Fall des Bruchteilseigentums nach dem BGB erhält 
der Nießbraucher durch § 1066 I BGB die Befugnis, an 
Stelle des belasteten Miteigentümers die Rechte auf 
Verwaltung und Be nutzung der Sache nach §§  743 
bis 745 BGB auszuüben (vgl. Staudinger/Frank, § 1066 
Rdnr.  3; Petzold, in: MünchKomm, §  1066 Rdnr.  3). 
Da kollektive Verwaltungsentscheidungen der Miteigen-
tümer die Voraussetzungen der individuellen Nutzung 
schaff en (vgl. Karsten Schmidt, in: MünchKomm, §§ 744, 
745 Rdnr. 4), stellt das Gesetz auf diese Weise sicher, dass 
das Nut zungsrecht des Nießbrauchers (§  1030  I  BGB) 
auch inner halb einer Bruchteilsgemeinschaft Beachtung 
fi ndet.“

(Hervorhebung durch das DNotI).

Es dürfte damit allgemeiner Meinung entsprechen, dass 
ein Nießbraucher an einem Miteigentumsanteil gemein-
sam mit den weiteren Bruchteilsberechtigten – insbe-
sondere Bruchteilseigentümern, ggfs. aber auch weiteren 
Nießbrau chern an Mitei gentumsbruchteilen – Verwal-
tungs- und Benutzungsegelungen gem. (§ 1066 Abs. 1 
i. V. m.) §§ 744, 745 BGB treff en kann. 

Vieles spricht daher bereits an dieser Stelle dafür, dass 
das Gesetz in § 1066 Abs. 1 BGB damit auch einen un-
mittelbaren und lediglich – wie auch hinsichtlich der 
§§ 743 bis 745 BGB lediglich nicht verlautbarten – Ver-
weis auf § 1010 Abs. 1 BGB enthält. Denn § 1010 BGB 
modifi ziert die Vorschriften der §§  743  ff .  BGB nur 
für Grundstücksmiteigentum (Staudinger/Eickelberg, 
BGB, 2015, § 746 Rn. 2). Gründe für eine Diff erenzie-
rung beim Umfang der Verweisung sind jedenfalls – wie 
die folgenden Ausführungen zeigen werden – nicht er-
sichtlich.

b) Nach der gesetzlichen Grundkonzeption des Rechts 
der Gemeinschaft nach Bruchtei len gem. §§ 741 ff . BGB 
wirken nach §§ 746, 751 S. 1 BGB alle Regelungen, 
die die Verwaltung und Benutzung (§ 746 BGB) des 
gemeinschaftlichen Gegenstands – un abhängig davon, 
ob sie gemeinschaftlich (§ 744 Abs. 1 BGB), mehrheit-
lich (§  745 Abs.  1  BGB) oder auf Grund eines Leis-
tungsurteils nach §  745 Abs.  2  BGB herbeigeführt 
worden sind (MünchKommBGB/K. Schmidt, §  746 
Rn. 3; Grüneberg/Sprau, § 746 Rn. 1; BeckOGK-BGB/
Fehrenbacher, Std.:  1.11.2021, §  746 Rn.  7; dies ent-
spricht auch der h. M. im Anwendungsbereich des § 1010 
Abs.  1  BGB, vgl. BeckOGK-BGB/P.  Müller, §  1010 
Rn. 10, der insoweit selbst allerdings nur einstimmige 

Vereinbarungen für eintragungsfähig hält) oder dessen 
Aufhebungsaus schluss betreff en (§ 751 S. 1 BGB) un-
mittelbar für und gegen einen Sonder(rechts)nach-
folger. Das Ge setz möchte durch diese dem Schuld-
recht an sich fremde, faktische dingliche Wirkung 
(BeckOGK-BGB/Fehrenbacher, Std.: 15.7.2020, § 746 
Rn.  1; ausführlich hierzu Tschon, RNotZ  2006, 206, 
209) den einzelnen Teilhaber daran hindern, verbind-
liche Regelungen der gemeinsamen Verwaltung und Be-
nutzung, durch Veräußerung des Anteils an einen Drit-
ten zu vereiteln (Staudinger/Eickelberg, § 746 Rn. 1 mit 
Hinweis auf die Gesetzgebungsmaterialien).

c) Im Verhältnis zu §§ 746, 751 S. 1 BGB stellt § 1010 
Abs.  1  BGB lediglich eine dem Schutz des Rechtsver-
kehrs dienende Sonderregelung für Miteigentumsan-
teile an Grundstücken dar (Staudinger/Eickelberg, 
§ 746 Rn. 2). Der wesentliche – über §§ 746, 751 S. 1 
BGB hinausgehende – Normzweck ist der Schutz des 
einzelnen Sonderrechtsnachfolgers gegen ihm unbe-
kannte Vereinbarungen (Staudinger/Eickelberg, § 746 
Rn.  2; MünchKommBGB/K.  Schmidt, §  746 Rn.  3). 
Diese sollen – wegen der Bedeutung des Rechtserwerbs 
eines Grundstücksbruchteils – mit Wirkung gegen Son-
derrechtsfolger nur gelten, wenn sie aus dem Grund-
buch ersichtlich sind.

d) Hält man nun § 1010 Abs. 1 BGB auf Vereinbarungen 
zwischen Bruchteilsnießbrau chern und Bruchteilseigen-
tümern nicht für anwendbar, so wäre es folgerichtig, auf 
die leges generales der §§  746, 751 S.  1  BGB zurück-
zugreifen. Dies hätte zur Folge, dass eine Vereinba rung 
gem. §§  744, 745  BGB sogar ohne Grundbucheintra-
gung Rechts wirkungen gegen einen Sonderrechtsnach-
folger entfaltete – ein off ensichtlich sinnwidriges und 
mit dem Normzweck des § 1010 Abs. 1 BGB (Schutz 
des Erwer bers vor unbe kannten, ihm gegenüber aber 
wirksamen Vereinbarungen) kaum schlüs sig in Ein-
klang zu bringendes Ergebnis.

Versuchte man solche Fälle durch teleologische Reduk-
tion der §§ 746, 751 S. 1 BGB in der Weise zu lösen, 
dass Bestimmungen zu Lasten des Sonderrechtsnachfol-
gers aus nahmsweise diesem gegenüber keine Wirkung 
entfalten, so wäre ein etwaiger Sonder rechtsnach folger 
eines Bruchteilseigentümers ungerechtfertigt privi-
legiert: Er könnte sich zu seinen Gunsten auf eine be-
stehende Vereinbarung gem. §§  744, 745, 746  BGB 
berufen (vgl. nur Grüneberg/Herrler, §  1010 Rn.  2; 
BeckOGK-BGB/P. Müller, § 1010 Rn. 27); gleichzeitig 
bestünde ohne seine schuldrechtliche Mitwirkung man-
gels An wendbarkeit des §  1010 Abs.  1  BGB keinerlei 
Möglichkeit, eine Bindungswirkung zu seinen Lasten zu 
erreichen. Sogar bei grundsätzlicher Anwendbarkeit des 
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§ 1010 Abs. 1 BGB müsste nämlich der Sonderrechts-
nachfolger eine nicht eingetragene Rege lung selbst dann 
nicht gegen sich gelten zu lassen, wenn er sie kennen 
würde (OLG München NZG 1999, 395; Staudinger/Ei-
ckelberg, § 746 Rn. 2). Somit würde der vom Gesetzge-
ber durch §§ 746, 751 S. 1 i. V. m. § 1066 Abs. 1 BGB 
beabsichtigte Schutz (dazu soeben oben b)) des – in der 
Gemeinschaft verbleibenden – Nieß brauchers an einem 
Miteigentumsanteil ohne Not ausgehöhlt, weil sich der 
aus scheidende Bruchteilseigentümer somit jeder zeit sei-
ner durch §§ 744, 745 BGB herbei geführten Bindung 
entledigen kann.

Diese Probleme lassen sich mithin nur durch eine (jeden-
falls sinngemäße) Anwendung des § 1010 Abs. 1 BGB 
lösen.

3. Ergebnis 
Nach alledem sind auch Mit“eigentümer“vereinba-
rungen unter Beteiligung eines Nießbrau chers an 
einem Miteigentumsanteil gem. §§ 1066 Abs. 1, 1010 
Abs.  1  BGB im Grundbuch grundsätzlich eintra-
gungsfähig, auch zugunsten des Nießbrauchers. 

Ob Gleiches auch für Verwaltungs- und Benutzungs-
regelungen zwischen dem Bruchteilsnieß braucher am 
ungeteilten Eigentum und dem Alleineigentümer gilt 
– wofür entsprechend der Ausführungen unter vorste-
hender Ziff . 2 Vieles spricht, weil auch in diesen Fällen 
die §§  1066 Abs.  1  BGB, 741  ff .  BGB nach der aus-
drücklichen Rechtsprechung des BGH (NJW  2007, 
149 Rn.  10) entsprechend anwendbar sind –, kann 
hier off en bleiben. Denn vorliegend sind mit dem 
Verkäufer und dem Käufer nach Vollzug der Aufl as-
sung jedenfalls mehrere Personen Miteigentümer des 
Grundstücks. 

Off en bleiben kann auch die Anwendbarkeit des 
§  1010  BGB bei einem eingeräumten Quoten-
nießbrauch (vgl. ausführlich BeckOGK-BGB/P. Müller, 
§ 1010 Rn. 8.2; auch hier gelten nach ganz h. M. die 
§§  741  ff .  BGB entsprechend, vgl. nur OLG  Schles-
wig RNotZ  2009, 401; BeckOGK-BGB/Servatius, 
Std.:  1.11.2019, §  1030 Rn.  56 m.  w.  N.; wohl auch 
BGH DNotZ 2004, 140).

Der Vollständigkeit halber sei aber darauf hingewiesen, 
dass nach h. M. Rege lungen über die Kosten- und Las-
tentragung generell nicht mit Drittwirkung gem. § 1010 
Abs.  1  BGB im Grundbuch eingetragen werden kön-
nen (vgl. dazu ausführlich Tschon, RNotZ 2006, 206, 
220 f.). Werden sie dennoch vereinbart, bleiben die üb-
rigen drittwirkenden Vereinbarungen allerdings auch 
Dritten gegenüber wirksam (Tschon, RNotZ  2006, 
206, 221).

nd Testamentsvollstreckung anordnen. Der Testa-
mentsvollstrecker ist Steuerberater/Wirtschaftsprüfer 
und betreibt die Praxis in einer GmbH. Er will die 
Testamentsvollstreckung nur übernehmen, wenn die 
GmbH selbst zum Testamentsvollstrecker bestimmt 
wird. Der Beteiligte ist damit grundsätzlich einverstan-
den, will aber sicherstellen, dass nur der Steuerberater/
Wirtschaftsprüfer selbst für die GmbH handelt und 
nicht ein anderer Geschäftsführer oder der Prokurist der 
Gnn die GmbH zum Testamentsvollstrecker bestimmt 
werden mit der Maßgabe, dass nur die näher bestimm-
te Person für die GmbH als Testamentsvollstrecker zu 
handeln berechtigt ist?

III. Zur Rechtslage
1. Zulässigkeit der Einsetzung einer GmbH zum Tes-
tamentsvollstrecker
Gem. § 2197 Abs. 1 BGB kann der Erblasser durch ein 
Testament einen oder mehrere Tes tamentsvollstrecker er-
nennen. Insoweit kommen nicht nur natürliche, sondern 
auch juristische Personen als mögliche Testaments-
vollstrecker in Betracht (BeckOGK-BGB/Grotheer, 
Std.:  1.10.2020, § 2197 Rn. 67; BeckOK-BGB/Lange, 
Std.:  1.11.2021, §  2197 Rn. 32; MünchKommBGB/
Zimmermann, 8. Aufl . 2020, § 2197 Rn. 9). Dies ergibt 
sich aus § 2210 S. 3 BGB, der auf § 2163 Abs. 2 BGB 
verweist, der eine spezifi  sche Regelung für juristische 
Personen enthält. Mithin macht das Gesetz deutlich, 
dass das Amt des Tes tamentsvollstreckers nicht auf na-
türliche Personen begrenzt ist.

2. Einschränkung der Testamentsvollstreckung auf 
die Wahrnehmung durch einzelne Personen
Das Amt des Testamentsvollstreckers ist grundsätzlich 
höchstpersönlich ausgestaltet. Gem. §§  2218 Abs.  1, 
664 Abs. 1 S. 1 BGB ist der Testamentsvollstrecker im 
Zweifel zur persön lichen Amtsführung verpfl ichtet. 
Das Amt kann daher auch mit Zustimmung des Erben 
nicht als Ganzes auf einen Dritten übertragen werden 
(Staudinger/Reimann, BGB, 2016, §  2218 Rn.  10; 
BeckOGK-BGB/Tolksdorf, Std.:  1.12.2021, §  2218 
Rn. 20). Wendet man dies auf die geplante Gestaltung 
an, nach der eine juristische Person Testamentsvoll-
streckerin sein soll, ist daher die juristische Person zur 
persönlichen Aus übung des Amtes verpfl ichtet. Dies 
wird nur dann zu gewährleisten sein, wenn die ge-
setzlichen Vertreter der juristischen Person, mithin also 
ihre Organe, die Testamentsvoll streckung in eigener 
Per son wahrnehmen. Bei einer GmbH sind daher in 
erster Linie die Geschäftsführer zur Durchführung 
Testamentsvollstreckung berufen. 

Zwar kann der Erblasser hiervon grundsätzlich Aus-
nahmen vorsehen, insbesondere dem Testamentsvoll-
strecker gestatten, seinen Nachfolger selbst zu ernennen 


